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Ausschluss einer Adoption nach pakistanischem Recht als Verstoß gegen deutschen ordre public 
 
 
Leitsatz 
 
 
1. Dass die pakistanische Rechtsordnung für die Beteiligten keine rechtliche Möglichkeit vorsieht, den 
Betroffenen an Kindes statt im Sinne der §§ 1741 ff. BGB anzunehmen, entfaltet dieselbe Wirkung wie ein 
in einer ausländischen Rechtsnorm ausdrücklich ausgesprochenes Adoptionsverbot.  
 
2. Wegen der erheblichen Bedeutung, die der Adoption und den dahinter stehenden Prinzipien, die sie 
verwirklichen soll, im deutschen Recht zukommt, ist eine Rechtsanwendung, die Ehegatten die 
Möglichkeit, Kinder zu adoptieren von vornherein verwehrt, geeignet, zu einem Ergebnis zu führen, das 
mit den wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts unvereinbar ist.  
 
3. Dieses unerträgliche Ergebnis kann auch nicht durch die Möglichkeit der Adoption nach Annahme der 
deutschen Staatsangehörigkeit beider Ehegatten gemildert werden.  
 
4. Der Umstand, dass der Anzunehmende bislang keine "eigene" Beziehung zu der Bundesrepublik 
Deutschland knüpfen konnte, hindert nicht die Annahme einer ausreichenden Inlandsbeziehung. 
 
  
Tenor 
  
 
Der angefochtene Beschluss und der Beschluss des Amtsgerichts Schleswig vom 18.07.2006 werden 
aufgehoben. 
 
Das Amtsgericht Schleswig wird angewiesen, dem Beteiligten zu 1) zu bescheinigen, dass ein 
Adoptionsverfahren über den Betroffenen eingeleitet wird und dass die Anwesenheit des Betroffenen in 
der Bundesrepublik Deutschland für das Verfahren erforderlich ist. 
 
  
Gründe 
  
 
….. 
 
In der vorliegenden Fallkonstellation ergibt sich die Anwendung deutschen Adoptionsrechts aus Art. 6 
EGBGB. 
 
Nach Artikel 6 EGBGB ist eine Rechtsnorm eines anderen Staates nicht anzuwenden, wenn ihre 
Anwendung zu einem Ergebnis führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts 
offensichtlich unvereinbar ist. Sie ist insbesondere nicht anzuwenden, wenn die Anwendung mit den 
Grundrechten unvereinbar ist. 
 
…. 
 
Dass die pakistanische Rechtsordnung für die Beteiligten zu 1) und 2) keine rechtliche Möglichkeit 
vorsieht, den Betroffenen an Kindes statt im Sinne der §§ 1741 ff. BGB anzunehmen, entfaltet dieselbe 
Wirkung wie ein in einer ausländischen Rechtsnorm ausdrücklich ausgesprochenes Adoptionsverbot. Ein 
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solches Adoptionsverbot hatte der Senat in seiner Entscheidung vom 31.05.2001 für mit den wesentlichen 
Grundsätzen des deutschen Rechts unvereinbar gehalten und in diesem Zusammenhang ausgeführt: 
 
 „ Nach dem Zweck des deutschen Rechts liegt heute die Bedeutung der Adoption in erster Linie in der 
Fürsorge für Kinder, deren Eltern sich nicht um sie kümmern wollen oder können. Sie sollen aufgrund der 
Adoption in einer harmonischen und lebenstüchtigen Familie als Kinder aufwachsen können. Eine 
abweichende Auffassung würde die sich aus Artikel 2 Abs. 1 i.V.m. Artikel 1 Abs. 1 GG ergebenden 
Anforderungen, die auch für Ausländer gelten, nicht hinreichend berücksichtigen. Danach ist das Kind ein 
Wesen mit eigener Menschenwürde und eigenem Recht auf Entfaltung seiner Persönlichkeit. Es bedarf 
des Schutzes und der Hilfe, um sich zu einer verantwortlichen Persönlichkeit innerhalb der sozialen 
Gemeinschaft zu entwickeln. Die Erziehung und Betreuung eines minderjährigen Kindes durch Mutter und 
Vater innerhalb einer harmonischen Gemeinschaft gewährleistet dabei am ehesten, dass dieses Ziel 
erreicht wird. Mit der Adoption soll einem Kind, das ein gesundes Zuhause entbehren musste, eine 
Familie gegeben werden. Durch eine Adoption erhält das Kind eine bessere rechtliche Stellung als ein 
Pflegekind, weil dadurch ein Höchstmaß an Geborgenheit gesichert wird. Diese verfassungsrechtlich 
gebotene Auffassung entspricht der Entwicklung des internationalen Rechts. So bestimmt Artikel 12 des 
Gesetzes zu dem europäischen Übereinkommen vom 24.04.1967 über die Adoption von Kindern vom 
25.08.1980 (Bundesgesetzblatt II S. 1093), dass die Rechtsordnung einer Person nicht deshalb 
untersagen darf, ein Kind anzunehmen, weil sie ein eheliches Kind hat oder haben könnte. “ 
 
…. 
 
Wegen der erheblichen Bedeutung, die dem Rechtsinstitut der Adoption und den dahinter stehenden 
Prinzipien, die es verwirklichen soll, im deutschen Recht zukommt, ist eine Rechtsanwendung, die 
Ehegatten die Möglichkeit, Kinder zu adoptieren, von vornherein verwehrt, geeignet, zu einem Ergebnis 
zu führen, das mit den wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts unvereinbar ist. 
 
Auch im vorliegenden Fall würde die Anwendung des pakistanischen Rechts, nach dem eine Adoption 
des Betroffenen durch die Beteiligten zu 1) und 2) ausgeschlossen wäre, zu einem Ergebnis führen, das 
in einem untragbaren Widerspruch zu den Grundgedanken der deutschen Rechtsordnung und der ihnen 
zugrunde liegenden Gerechtigkeitsvorstellungen steht. Die Beteiligten zu 1) und 2) wären gehindert, eine 
Familie i.S.d. Artikel 6 GG - bestehend aus Eltern und Kindern - zu gründen, dem Betroffenen würde die 
gegenüber einem Pflegekind erhebliche bessere Stellung eines Adoptivkindes mit den bereits in der oben 
angeführten Entscheidung des Senats dargelegten positiven Folgen für das Kindeswohl versagt. 
 
Dieses unerträgliche Ergebnis kann im konkreten Fall auch nicht durch die Möglichkeit der Adoption nach 
Annahme der deutschen Staatsangehörigkeit beider Ehegatten gemildert werden. 
 
Soweit das Landgericht ausführt, die Beteiligten zu 1) und 2) seien nicht gehindert, nach der Annahme der 
deutschen Staatsangehörigkeit nach deutschem Recht ein Kind zu adoptieren, und diese Erwägung als 
einen tragenden Grund dafür ansieht, dass im Ergebnis kein Verstoß gegen den ordre public vorliegt, ist 
dies rechtsfehlerhaft. Der Verweis auf die Möglichkeit einer Einbürgerung darf im Kontext einer Prüfung 
des Artikels 6 EGBGB kein ausschlaggebendes Kriterium sein, weil den Betroffenen durch die 
Anwendung dieser Vorschrift des Internationalen Privatrechts eine angemessene persönliche 
Lebensgestaltung ermöglicht werden soll, ohne dass sie ihre Zugehörigkeit zu ihrem Heimatstaat 
aufgeben müssen. Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu in seiner sog. „Spanierentscheidung“ bereits 
im Jahre 1971 (BVerfGE 31, 58) Folgendes ausgeführt: 
 
… 
 
Nach alledem war die angefochtene Entscheidung aufzuheben und die Sache an das Amtsgericht 
zurückzuverweisen. Das Amtsgericht wird dem Beteiligten zunächst die geforderte Bescheinigung 
auszustellen haben, damit die Einreise des Betroffenen in die Bundesrepublik möglich wird. Sodann wird 
ein Adoptionsverfahren durchzuführen sein, das sich - weil insoweit kein pakistanisches Recht existiert - 
nach deutschem Recht richtet. 
 


